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§9

(1) Die Verpachtung einer privaten Apotheke ist nur in 
folgenden Fällen zulässig:

1. wenn und solange der Verpächter im Besitz der Erlaub­
nis ist und die Apotheke aus einem in seiner Person 
liegenden wichtigen Grund nicht selbst betreiben kann 
oder die Erlaubnis wegen des Wegfalls einer der Vor­
aussetzungen nach § 2 Abs. 1 Nr. 8 widerrufen oder we­
gen Zurücknahme oder Rühens der Approbation als Apo­
theker erloschen ist,

2. nach dem Tode eines Erlaubnisinhabers durch seine erb­
berechtigten Kinder bis zu dem Zeitpunkt, in dem das 
jüngste der Kinder das 23. Lebensjahr vollendet. Ergreift 
eines dieser Kinder vor Vollendung des 23. Lebensjahres 
den Apothekerberuf, so kann die Frist auf Antrag ver­
längert werden, bis es in seiner Person die Vorausset­
zungen für die Erteilung der Erlaubnis erfüllen kann.

3. durch den überlebenden erbberechtigten Ehegatten bis 
zu dem Zeitpunkt der Wiederverheiratung, sofern er 
nicht selbst eine Erlaubnis gemäß § 1 erhält.

Die Zulässigkeit der Verpachtung wird nicht dadurch berührt, 
daß nach Eintritt der in Satz 1 genannten Fälle eine Apo­
theke innerhalb desselben Ortes, in Städten innerhalb des­
selben oder in einen angrenzenden Stadtbezirk, verlegt wird 
oder daß ihre Betriebsräume geändert werden. Handelt es 
sich im Falle der Verlegung oder der Veränderung der Be­
triebsräume um eine Apotheke, die nach Satz 1 Nr. 1 ver­
pachtet ist, so bedarf der Verpächter keiner neuen Erlaub­
nis. § 3 Nr. 5 bleibt unberührt.

(2) Stirbt der Verpächter vor Ablauf der vereinbarten 
Pachtzeit, so kann die zuständige Behörde zur Vermeidung 
unbilliger Härten für den Pächter zulassen, daß das Pacht­
verhältnis zwischen dem Pächter und dem Erben für die 
Dauer von höchstens zwölf Monaten fortgesetzt wird.

(3) Der Pächter bedarf der Erlaubnis nach § 1. Der Pacht­
vertrag darf die berufliche Verantwortlichkeit und Entschei­
dungsfreiheit des pachtenden Apothekers nicht beeinträch­
tigen.

(4) Für die Dauer der Verpachtung finden auf die Erlaub­
nis des Verpächters § 3 Nr. 4, § 4 Abs. 2, soweit sich diese 
Vorschrift auf § 2 Abs. 1 Nr. 7 bezieht, sowie § 7 Satz 1 keine 
Anwendung.

(5) Die nach Absatz 3 erteilte Erlaubnis ist zurückzuneh­
men, wenn bei ihrer Erteilung eine der Voraussetzungen 
nach Absatz 1 nicht Vorgelegen hat; sie ist zu widerrufen, 
wenn nachträglich eine dieser Voraussetzungen weggefallen 
ist. § 4 bleibt unberührt.

§ 10

Der Erlaubnisinhaber darf sich nicht verpflichten, be­
stimmte Arzneimittel ausschließlich oder bevorzugt anzubie­
ten oder abzugeben oder anderweitig die Auswahl der von 
ihm abzugebenden Arzneimittel auf das Angebot bestimmter 
Hersteller oder Händler oder von Gruppen von solchen zu 
beschränken.

§11

Erlaubnisinhaber und Personal von Apotheken dürfen mit 
Ärzten oder anderen Personen, die sich mit der Behandlung 
von Krankheiten befassen, keine Rechtsgeschäfte vornehmen 
oder Absprachen treffen, die eine bevorzugte Lieferung be­
stimmter Arzneimittel, die Zuführung von Patienten, die Zu­
weisung von Verschreibungen oder die Fertigung von Arznei­
mitteln ohne volle Angabe der Zusammensetzung zum Ge­
genstand haben.

§ 12

Rechtsgeschäfte, die ganz oder teilweise gegen § 8 Satz 2,
§ 9 Abs. 1, § 10 oder § 11 verstoßen, sind nichtig.

§ 13

(1) Nach dem Tode des Inhabers einer Erlaubnis zum Be­
trieb einer privaten Apotheke dürfen die Erben die Apotheke 
für längstens zwölf Monate durch einen Apotheker verwal­
ten lassen.

(2) Stirbt der Pächter einer privaten Apotheke vor Ablauf 
der vereinbarten Pachtzeit, so kann die zuständige Behörde 
zur Vermeidung unbilliger Härten für den Verpächter zu­
lassen, daß dieser die Apotheke für die Dauer von höchstens 
zwölf Monaten durch einen Apotheker verwalten läßt.

(3) Der Verwalter bedarf für die Zeit der Verwaltung einer 
Genehmigung. Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn er die 
Voraussetzungen des § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 5, 8 und 9 erfüllt.

(4) Die Genehmigung erlischt, wenn der Verwalter nicht 
mehr die Approbation als Apotheker besitzt. § 4 ist entspre­
chend anzuwenden.

(5) Der Verwalter ist für die Beachtung der Apotheken­
betriebsordnung (§ 18) und der Vorschriften über die Her­
stellung von Arzneimitteln und den Verkehr mit diesen ver­
antwortlich.

Zweiter Abschnitt
Krankenhausapotheken; Apotheken der Nationalen 

Volksarmee; Zweigapotheken; Notapotheken

§14

(1) Dem Träger eines Krankenhauses ist auf Antrag die 
Erlaubnis zum Betrieb einer Krankenhausapotheke zu ertei­
len, wenn er

1. die Anstellung eines Apothekers, der die Voraussetzun­
gen nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 5, 8 und 9 sowie Abs. 3 er­
füllt und

2. die für Krankenhausapotheken nach der Apotheken­
betriebsordnung (§ 18) vorgeschriebenen Räume nach­
weist.

(2) Der Inhaber einer Erlaubnis zum Betrieb einer Kran­
kenhausapotheke ist verpflichtet, zur Versorgung weiterer 
Krankenhäuser mit Arzneimitteln und der damit verbunde­
nen Überprüfung der Arzneimittelvorräte einen schriftlichen 
Vertrag zu schließen, es sei denn, daß die zu versorgenden 
Krankenhäuser von dem Inhaber der Erlaubnis getragen 
werden. Der Vertrag bedarf zu seiner Rechtswirksamkeit der 
Genehmigung der zuständigen Behörde. Diese Genehmigung 
ist zu erteilen, wenn

1. die Krankenhausapotheke und die zu versorgenden Kran­
kenhäuser innerhalb desselben Kreises oder derselben 
kreisfreien Stadt oder in einander benachbarten Kreisen 
oder kreisfreien Städten liegen und

2. die ordnungsgemäße Arzneimittelversorgung gewährlei­
stet ist, insbesondere, wenn die nach der Apothekenbe­
triebsordnung (§ 18) erforderlichen Räume und Einrich­
tungen sowie das notwendige Personal in der Kranken­
hausapotheke vorhanden sind, so daß der Überprüfungs­
pflicht gemäß Abs. 4 Satz 3 Rechnung getragen werden 
kann.

Eine Genehmigung der zuständigen Behörde ist auch erfor­
derlich, wenn von einer Krankenhausapotheke andere Kran­
kenhäuser desselben Trägers mit Arzneimitteln versorgt und 
deren Arzneimittelbestände überprüft werden sollen. Für 
die Erteilung der Genehmigung gilt Satz 3 entsprechend.

(3) Die Erlaubnis ist zurückzunehmen, wenn nachträglich 
bekannt wird, daß bei der Erteilung eine der nach Abs. 1 
erforderlichen Voraussetzungen nicht Vorgelegen hat. Sie ist 
zu widerrufen, wenn eine der Voraussetzungen nach Abs. 1 
weggefallen ist oder wenn der Erlaubnisinhaber oder seine 
Beauftragten den Bestimmungen dieser Verordnung, der 
Apothekenbetriebsordnung (§ 18) oder den für die Herstel-


